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Die Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
ist am 27. Juni 2014 im Deutschen Bundestag be­
schlossen worden. Der vorliegende Beitrag analysiert 
die Grundelemente des Gesetzes aus ökonomischer 
Sicht. Dabei wird das EEG als Instrument der Umwelt­
politik und als Instrument der Technologiepolitik ge­
würdigt. Ein wesentlicher Aspekt der Analyse besteht 
im Zusammenwirken des Erneuerbare Energiengeset­
zes mit dem europäischen Emissionshandel. Insge­
samt werden die Effektivität des EEG für den Klima­
schutz, seine Effizienz und seine dynamische Anreiz­
wirkung recht skeptisch beurteilt. 
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1. Einführung 

So sind sie nun mal und können nicht anders - die Gesetz­
gebung im Allgemeinen und das EEG im Besonder~n : Sie 
bestehen aus einer Vielzahl von Regelungen, die einzeln 
und in ihrem Zusammenwirken für den Nichtjuristen 
schwer durchschaubar sind. Letztlich sind die Regelungen 
des EEG aber lediglich Ausformungen zweier Grundide­
en, die sich über die Fächergrenzen hinaus gut verstehen 
lassen. Erstens ist den Erzeugern von Strom aus erneuer­
baren Energien eine Einspeisevergütung für einen Zeit­
raum von 20 Jahren fest zugesichert. Die Höhe dieser Ver­
gütung wird für die verschiedenen Arten der erneuerbaren 
Energien differenziert festgelegt. Bei dieser Einspeisungs­
vergütung handelt es sich um eine staatliche Subvention, 
mit der die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energi­
en „künstlich" wettbewerbsfähig gemacht wird .. Nach dem 
üblichen Einmaleins des Markts ist ein Anbieter, der zu 
Kosten produziert, die über dem Marktpreis liegen, nicht 
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wettbewerbsfähig. Mit der Einspeisungsvergütung wird 
den Erzeugern von Strom aus erneuerbaren Energien die 
Differenz zwischen ihren Kosten und dem Marktpreis für 
Strom vergütet. Das zweite Grundelement des EEG be­
steht in einer Abnahmegarantie. Aus erneuerbaren Ener­
gien erzeugter Strom muss abgenommen und mit der Ein­
speisevergütung entlohnt werden. 

Mit dieser Regelung wird die Stromerzeugung aus erneu­
erbaren Ressourcen aus dem Marktgeschehen herausge­
nommen und in einem besonderen Schutzraum angesie­
delt. Dies ist aus ökonomischer Sicht für sich betrachtet 
noch kein Grund, das EEG rundweg abzulehnen. Die Öko­
nomen sind nämlich, anders als in der Öffentlichkeit häu­
fig vermutet, nicht (jedenfalls nicht unbedingt) Wissen­
schaftler mit marktapologetischem Tunnelblick, die staat­
liche Interventionen in das Marktgeschehen dogmatisch 
ablehnen. Wie wir weiter unten sehen werden, kommt es 
bei der ökonomischen Beurteilung von staatlichen Inter­
ventionen in das Wirtschaftsgeschehen auf das „warum?", 
das „wie?" und das „in welchem Ausmaß?" an. Überdies 
muss gesehen werden, dass auch die ökonomische Verfas­
sung der Stromerzeugung aus fossilen Ressourcen tatsäch­
lich von marktwirtschaftlichen Idealvorstellungen weit 
entfernt ist. 

2. Zur ökonomischen Legitimation von staatlichen 
Ei ngriffen in das Wirtschaftsgeschehen 

Staatliche Interventionen in das Wirtschaftsgeschehen sind 
aus ökonomischer Sicht durchaus diskutabel (oder sogar 
angezeigt), wenn der Markt imin Rede stehenden Kontext 
nicht richtig funktioniert (in der Wirtschaftswissenschaft 
spricht man hier von Marktversagen) und zumindest die 
begründete Vermutung besteht, dass der Staat die auftre­
tenden Probleme lösen oder immerhin abmildern kann. 
(Das Thema Marktversagen gehört zum Kern der mikro­
ökonomischen Theorie, vgl. z.B. Endres/Martiensen, 
2007, S. 739 ff., Fritsch, 2014, S. 1 ff., Pindyck/Rubinfeld, 
2013, S. 883 ff., Varian, 2011, S. 719 ff.) 

In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur wird eine 
umfassende Typologie von Gründen für das oben zitierte 
„Marktversagen" vorgestellt. Der im hier interessierenden 
Kontext der Energiewende wichtigste Grund für ein 
Marktversagen (und die Aufforderung zur staatlichen Ak­
tivität) besteht im Vorliegen von externen Effekten. Im 
Zentrum der Aufmerksamkeit steht hier meist der negati­
ve externe Effekt. Dieser ist dadurch definiert, dass ein 


